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Wiener Gemeinderat
Sitzungvom17. Dezember1923.

DerGemeinderatbegannheutemitderBeratungdesHauptvoranschlages
fürdasJahr1924 .BgmSeitzeröffnetedieSitzungum10Uhrvormittags
undeswurdenachderErledigungdesEinlaufessofortandieBeratungdes
VoranschlagesgeshhrittenDieVerhandlungenwurdenvondemstädtischen
FinanzreferentenStadtratBreitnereingeleitet,derfolgendesausführte:

trotzeinesseit1914umdievolleHälftegestiegenenStromverbrauches
schonjetztinderLage42ProzentderEnergiemitAusschaltungvonAus¬
landskohlezuerzeugengegen-übernurdreiProzentderFriedenszeitbei
ZugrundelegungderheutigenGrenzenunseresLandes.Bis1926werdenwir
dahingelangesein ,uns/auf15Prozentunabhängiggemachtzuhaben.So
trägtWienauseigenerKraftzueinergewaltigenVerbesserungderöster-¬
reichischenHandelsbilanzbei,sichertderIndustriegroßevondenviel-¬
fachenProduktionsstörungen,diesichinderTschechoslovakei ,inPolen,
inDeutschlandergebenhaben,unabhängigStrommengenunddieszupreisen,
diesichtiefunterderKohlenparitäthalten.DieEntwicklungderGaswer-¬
kezueinergroßerchemischenFabrikmitLeuchtgasalsNebenerzeugnis

StR.Breitner:DieBeratungdesVoranschlagesistnatürlichzunächstschreitetvorwärtsundeinimFriedenniegekannteroderauchnurange-
dieErfüllungderdemGemeinderateobliegendenPflichtdieWirtschaftsfüh-strebterExportbedeutetgleichfallswiedereinegünstigereGestaltung
rungWiensimkommendenJahrzubestimmen.DaüberhinausabersindseitunsererHandelsbilanz.DurcheineigenesVerfahrenistesgelungen,denKoksineinerdemKriegsendegroßeundneueAufgabenentstanden,überdieichzunächstspre-¬chenmöchte.DieHebungderProduktion,dieErschliessungvonKraftquel-HüttenkoksähnlichanQualitätherzustellen,fürdieHochöfenderAl-¬
len aller Art ,die uns vonausländischenBezügenunabhängigmachen ,die pinenMontangesellschaftverwendungsfähigzu machen . Soleistet Wien
Exportmöglichkeitenfördern,demDurchzugsverkehrseiernuneinsolcheraufdiesemGebieteüberdenengenRahmeneinesstädtischenGaswerkes
venPersonenoderWaren,heben,kurzumalleMaßnahmenzurBesserungun-hinausfürdiegesamteVolkswirtschaftnützlichsteArbeit.
serer Zahlungs -undHandalsbilanzsind vonlebensentscheidenerBedeutung

MachtbereicheinereinzelnenGemeindeundseiesauchleme ,dieüberdemdieBundeshauptstadt,hinausgehenundstetsdemStaatoblegensind.WennFätigkeitansich,dietausendenArbeitslosenBeschäftigungbringt,son-¬
sichindeßWientrotzderdamitverbundenengroßenfinanziellenLastendiesenFragenzuwendet,sogeschiehtes ,weildieBundesverwaltungeinsei-otdiebeste,jadieeinzigeVerteidigungdesMieterschutzesdarstellt.
tig ihr ganzesSinnenundTrachtennurderHerstellungdesziffernmäßi¬
genstaatsfinanziellenGleichgewichteszuwendeteinergewißüberausbe¬
deutsamenAngelegenheit,derenLösungaberbeigleichzeitigerVernachlässi
gungdeseigentlichenHauptproblemes,derBilanzierungderösterreichi¬
schenVolkswirtschaft,überhauptnichtgelingenkann.Esvollziehtsich
beispielswiesedieHebungdesgrößtenSchatzes,dersichinOesterreichunter nahezuvöl¬überhauptvorfindet,dieAusnützungderWasserkräfte
ligerTeilnahmslosigkeitdesBundes.EsisteinganzvergeblichesBegin¬nendemFinanzministerbegreiflichmachenzuwollen ,daßes garkeine
bessereVerwendungfürdieVölkerbundanleihegebenkann,alsdenBauder
Wasserkräfte ,dieunsvomBezugederausländischenKohleunabhängigma¬
then .DieseGleichgiltigkeitgegenüberdieserSchicksalsfragedesLandes
gehtsoweit ,daßdieauchaufdiesemGebietesichgeltendmachende
Vberfremdungkeinerlei Beachtungfindet .Sowirdüberdie Tatsache ,ob

AnunmittelbarerWirkungnochüberragendersinddieLeistungen,diefürdiesenkünstlichgeschaffenenStaat.EssindeigentlichlauterProb-Sichfür1924dieGemeindeaufdemGebietedesWohnungsbauessetzt.Ich
meinedamitnichtsosehrdiegewißüberauserwünschteBelebungderBau¬
dernvorallemdieTatsache,daßdiesegroßzügigeLinderungderWohnungs¬
GeradedieletztenWochenundTagewarenabereinAnschauungsunterricht
überdieentscheidendeBedeutungdesMieterschutzesfürunserWirtschafts
leben,dervonniemandemunbeachtetbleibensollte.InderMetallindu-¬striehatdasAufundAbvonganzwenigenLohnprozentendasGespenstdes
Generalstreiksheraufbeschworen .Umeinerangeblichauszwingendsten
GründendersonstgefährdetenSanierungOesterreichszunächstverweiger-¬
tenWeihnachtsremunerationvon70. 000KfürdieBundesangestelltenist
diemehrtägigeStilleungvonPost,TelefonundTelegrafentstandan.UndnunstellemansichgefälligstinallerRuhevor ,welcheWirkungdie
AufhebungdesMieterschutzgesetzes,jaeineauchnurteilweiseValorisie-¬
rungderZinsehabenwürde.DanngehtesumLohn=undGehaltssteigerungenvon15und20Prozent,dannstürmenTeuerungswelleneinher ,diewirklich
geeignetseinkönnen,dieExportfähigkeitOesterreichszuvernichten,die
FinanzenderöffentlichenVerwaltungaufdasschwerstezuerschüttern.ndwanndiesteirischeEnnsinweisseKohleverwandeltwerdensoll,nich'EsistalsonichtbloßLinderungderschrecklichenWohnungsnot,nichtnur

in Grazundnicht in Wien ,sondernin Mailandentschiedenwerden .Ungeach -wirksamsteBekämpfungder Arbeitslosigkeit ,nicht nurHebungunserertie -¬
tetallerSchwierigkeitenhatWienindieserBeziehungseineUnabhängigkefenWohnkulturmitallenihrensanitärenundmoralischenUebelständen ,son-
völligbewahrt.DaskommendeJahrwird ,sofernesichnichtunvorhergese-¬
heneNaturgewaltenstörendgeltendmachen,dasdenkwürdigeEreignisbrin-¬
gen ,daßaufder120kmlangenFernleitungausdemderVollendungent-¬
gegenreifenderOpponitzerWerkeelektrischeEnergienachWiengelangt.
DasWasserleitungswerkKienberg- Gamingist in Bau ,mitOberösterreich
ist einVertragabgeschlossenworden,derWiengroßeStrommengenaus
Partensteinsichert ,wobeidieHerstellungderFefnleitungbisnachBres-¬tenzumAnschlußandasYbbstalwerkvondenstädtischenElektrizitätswer-hauptnachfreiemErmessenzuwählen,warendieBeziehungenzwischen
kenzubesorgenist ,wofürdienotwendigengroßenSummenimvorliegendenHecierungundGemeindesoschlecht,wiegegenwärtig.Istdamalsdieauto¬

derneswirdmitdieserfürdieGemeindefinanzensehrdrückendfühlbarenin Form desWohnbauesAufrechterhaltungdesMieterschutzeyallenKurzsichtigenzumTrotzeein
eminentvolkswirtschaftlichesWerkvollbracht.

EssindPflichten,zuderenErfüllungderBundberufenwäre.Wien
nimmtsie ihmabunderntetdafürnurFeindseligkeitendergehässigsten
Art .Niezuvorundselbstnichtin denZeitendesWiderstandeseinessich ihrObereselbstherrlichenMornachengegendasRechtderGemeinde

ich
Budgetvorgesehensind.DieErschliessungdesZillingdorferBraunkohlenneeGemeindeSiegeringebliebenundzweiflenichtdaran,sowirddies
beckensvollziehtsichinunausgesetztsteigendemMaße.DurchdieErrich-ochmehrheutederFallsein ,woinnerhalbdesStaatsganzeneinenoch
tungeinerBrikettierungsanlagewirddieVerwendungdersonstnichttransetbedeutsamerereRolleWienzufällt.(Zwischenfuf:Sehrrichtig!)Das
portfähigenKohleauchfürdieWienerZentralenermöglicht.SosindwirAuslandhatvonAnbeginnerkannt,daßesjagarkeinProblemDeutschöster-



reich ,sondernnureinProblemderZweimillionenstadtWiengibtundauchstädtischenAngestelltenbeschlossenhabe,durchdieeineimBudgetun-
berücksichtigteMehnausgabevonrund102MilliardenKronenerwächst-WenndieBundesregierungwirdsichaufdieDauerdemnichtverschließenkönnen.

seitens alsoeinemVierteldesge-¬onen ,UndwennvomsteigendenVertrauendesAuslandesgesprochenund auchdasDefizitvon700MilliardenKr
samtenAufwandes,sehrhochsei ,somüssteandererseitsbedachtwerden,der Bundesregierungjede diesbezüglicheBlätterstimmesorgfältigstver -
daßdieGemeindeproduktiveInvestitioneninnochhöheremAusmaßevoll.zeichnetundkundgegebenwird ,soberuhtdiesja nichtetwaaufeinerVer-¬

h oderKärn- emeinenVerzinsungsverhältnissenab -änderungderVerhältnissein Tirol ,Vorarlberg,Oberösterreic zieht .Amgesichtsdemvondenallg
hängigenMarktefüröffentlicheAnlehen,dergegenwärtignochnichtfunk-ten ,nichtetwaaufdenerbrachtenNachweis,daßdieLandwirtschaftliche
tioniert ,ist esallerdingsnotwendig,willmanaufsolcheproduktiveProduktionsichin stetemFortschreitenbefindetundimmergrößereTeile
Investitonennichtüberhauptverzichten,zumindestensteilweisefortlau-derBevölkerungselbständigzuernährenvermag,Probleme,dievonderBun-¬

r AusbauderWas¬de geschiehtdies imnotwendigstenAusmaßeEsdesregierungganzgenausovernachlässigtwerden,wie enWiens,9.
fendeEinnahmenzuschaffen¬

150MilliardenKronen .Dabeiwurdeserkräfte ,sondernes ist einzigundallein dasWiederaufblü miteinemveranschlagtenPrtragevon
allesvermieden,wasmitRechtzueinerallgemeinenVerteuerungführendasvomAuslandevermerktwird .DerangeblicheTeerkessel,inWirklich¬

ronen ,Kr h diegeplantenMaßnahmennureinekeit ein gresszügigesPflasterprogrammvonmehrals 100Milliarden könnte .Eswirdin Wirklichkeitdurc
kleineMinderheitderBevölkerunggetroffen.Auchdamögensichinletz-das tadellose Aussehender Strassenbahn ,das klaglose Funktionierenvon
ter AuswirkungunerwünschteNebenerscheinungeneegeben,wieetwadieGas- undElektrizitätswerk,derPlanderElektrifizierungderStadtbahn

eInteressenah gehilfinnen ,eine ganzvorübergehendeBeein -dervonWienbetriebeneAusbauderWasserkräfte,dielebhaft
Bekun¬

Entlassungvonein paarHaus
flussungderAutoindustriebissichgeradealsFolgedererhöhtenAuto-mederVerwaltungamProjektedesFreihafens ,allediese

digungenvonLebenswillenundLebenskraft,sie sindes ,aufdenendasVer- mobilsteuerderschonjetztmerkbareUebergangzumKleinwagennochstär-¬
kervollzieht,dochstehtdemgegenüberdiegroßeTatsache,daß150Mil-trauenesAuslandsinWahrheitberuht.(Zwischenruf:Sehrrichtig!)Den¬liardenneueSteuernfürdieGemeindedieMöglichkeitvonArbeitenbedou-nochhatderBundesfinanzministerebenjetzt denheftigstenVorstoßunter-¬

nommen,umalledieseAufbauarbeitwomöglichzuzerstören.Keineswegsaus
zwingendenGründenderStaatsfinanzen,sondernlediglichin derBekundung
politischenHasses,ohneRücksichtaufdiesichsonstergebendenWirkun¬
gensolldieWienersozialdemokratischeGemeindeverwaltungdarangehin-¬
dertwerden,ihregegebenenVersprechungenzuerfüllen,solldasWohnbau-¬
programmzumScheiternkommen.WohlauchmitdemHintergedanken,daßda¬

ten ,beidenensieben-bisachttausendMenscheneinvollesJahrbeschäf-¬
titgt werdenoder anders ausgedrückt ,die Schaffungvon nahezu2000Woh- ¬
nungen .BetrachtetmandieseSteuerprojektein diesemLichte ,dannkarn
es nicht schwerfallen ,für sie zu stimmen .Ebensowie für diesesganze
Budget,dasdieErfüllungallerindendreiNotstandsprogrammennieder-¬
gelegtenPläne ,allergemachtenVersprechungenbringt ,fürIndustrieund
GewerbeaberaucheinJahrfruchtbringenderBetätigungbedeutet .DiemitdasMieterschutzgesetzamleichtestenaußerKraftgesetztwerdenkönn- WienerBevölkerunghatam21. VktobersichmitderArt ,inderdiete .(Sehrrichtig!)DenanderenBundesländernverschafftdafürdieRegie-¬

rungdasRecht,dieLehrerschlechter: bezahlenzudürfenundstellt VerwaltungWiensseit demMai1919geführtwird ,vollständigeinverstan-¬
denerklärt .ImSinnediesesVotumsist auchderVoranschlagfürdasihnendurchAufteilungdergemeinsamenAbgabennachderKopfzahlnochin

Aussicht,sichanderAusplünderungWiensschadloshaltenzudürfen. Jahr1924ausgearbeitet,umdessenGenehmigungist Siebitte .(Lebhafter
Esist letztenEndeseinKampfdarum,obdiesesOesterreichnachdem Beifall ) . )kritisiertdieArtderBeratungdesVoranschleGR.Zimmerl(chr.soz.IdealederBundesregierungeinBauernstaatwerdensoll ,derdiePflegenk- ¬Bal sführendenStadträtesetzensich mitihdenleitendenMagi-¬ges .Dieamtder kulturellen undhumanitärenAufgabendemMäzenatentumder

stratsbeamtenzusammen,stellen ganznachihremErmessendieeinzelnendirektorenüberantwortetodereinSaaat ,dessenJeprägevonWienundleit ist gendenVoranschlagihrenKollegenimKlubvorunddardemanschliessendenIndustriegebietebestimmtwird .DieMinderl Posten auf,ti
erfolgtdieDrucklegung.In diesemAugenblickist derVoranschlagalsbebeiderBeratungdesVoranschlagessoweitgegangen,untervölligem

Wunschauszusprechen,dassderVerzichtaufjedeAutonomieden
Gemeinderatsich mit der Beratungdes Haushaltsplanesfür

ratenundbeschlossenanzusehen.Wasnachhersichabspieltistwirklich
nureineKomödie.WirhabenzwarnochnichtdieDiktaturdesProletaria-¬
aber Finanzpolitischhabenwir die Diktatur des amtsführendenStadtrates1924überhauptnichtbeschäftigenmöge,ehederNationalratüberdie Breitner.VondemvorliegendenVoranschlagwissenwir,daßfastsämtlichGesetzesvorlagedesHerrnDr.Kienböckentschiedenhat.WirsindandererZiffernunrichtigsind .unddaßmanchederAusgabepostenindasJahr1925Ansicht. VonderfestenUeberzeugungerfüllt ,dassdieseVorlagenieGe-
hinüberspielenwerden .Manersieht daraus beträchtlicheSteuererhöhungsetzwerdenwird,sondernunterdemWiderstandederBevölkerung,ein-¬rd ,haben ermässigesAnziehender SteuerschraubeganschliesslichderklarblickendenUnternehmerschaftscheiternwi Dazuist zu sagen ,daßein
unzulässigist .MandarfSteuernnurerhöhen,wennsichdieNotwendigkeiwirunserPräliminareaufderrundlagedesgeltendenGesetzesgeformt.ändern ,wäreder er die Tätigkeit des FinanzreferentenbeonnteOhneunsereZustimmungdasAbgabenteilungsgesetzzu

tionalratNa
dafürergibt .Wennmanal

ihmfast eine krankhafte Veranlagungbe¬schmählichsteTreubruch .Sollte wideralles Erwartenim
nderungeinesin

sohatmandasGefühl ,daßbeit ,neueSteuernimmerwiederzuersinnenoderdieMehrheitvoneinpaarStimmenzureinseitigenAbä steht ,dieihndazutreib
dochwenigstensvonZeitzuZeitdiebestehendenSteuernzuerhöhen.DiGesetzesformgebrachtenVertragesausreichen,dannbleibtallerdings

Verdoppelungde laß hier im Rathause einesozialdemokratischenichtsanderesübrig ,alseinenahezuodervollständige
iberhaupt nicht in

Bourgeoisiesollspüren ,r VoranschlagzeigtwiederganzoffensichtlichdasBe.Fürsorgeabgabe,da ein AufgabenderWohnbaupläne waltungsitzt .De
strebendieEinnahmenmöglichstniedrigzuhaltenunddieAusgabenBetrachtkommt. endeBesprechu , umdannein Defizit konstruierenzukönnen.ngDerFinanzreferentgehtsodannineineeingel

bilisierter
möglichsthochanzusetzen

ein heißersehntesDefizit hat ,kannedesVoranschlagesselbstein ,verweistdarauf ,daßtrotzsta UnddanunderFinanzreferentsden seinerkrankhaftenVeranlagungentsprechendneueSteuerneinführen.DiKronedie LöhneundWarenpreisesichin steter Aufwärtsbewegungbefin



OppositionwolltesachlichundErnstanderVorberatungmitwirkenundver-¬
langte daher ,daß ihr die Grundlagenzugänglich gemacht werden ,haupt¬
sächlich wünschte sie Auskunft über die Höheder Steuereingänge undder

Kassenbestände.DerFinanzreferenthat dieserForderungwohlteilweise
entsprochenundunsdieSteuereingängebis31 ,Oktobermitgeteiltaber
gleichzeitigdenMitgliederndesFinanzausschussesstrengsteVertraulich¬
kait zur Pflicht gemacht .Wirwerdenkeinen Vertrauensmissbrauchbegehen ,

er wir müssenentschiedendagegenprotestieren ,daß die Eingängeaus
denSteuerkontengleichsameine Privatwissenschaftdes HerrnBreitner
undeineVertrauensangelegenheitdarstellensollen .NachunsererAuf¬
fassung hat auch jeder Steuerträger das Recht über die HöhederSteuer¬
eingängeaufgeklärt zu werden .Hie Mitteilung über die HöhederKassen- ¬
beständehat der Finanzreferentrundwegsabgelehnt .Wobleibt dasKontrol!
rechtdesGemeinderates,WennunsdieKenntniseinerderwichtigstenZif¬
fernverweigertwird .UnterdemfrüherenRegimehatdieOppositionimmer
überdieangeblicheKontrolllosigkeitKlagegeführtundjetzt richtetsie
eine Parteidiktatur auf ,wie sie nicht ärger gedacht werdenkann .

Man
kommtzudemlogischenSchluß ,daßIhreVerwaltungwahrscheinlichkeine
Kontrolleverträgt ,dennder Finanzreferenterklärt einfach ,ichbin
nicht gewillt ,solche Auskünftezu geben " .So bleibt uns nichtsanderes
übrig ,als daßwirunsdiesesdenGemeinderätenverfassungsmässiggewähr-¬
leisteteRechterkämpfen.WirappelierenandenGemeinderatunszudiesem
Rechte zu verhelfenund beantragen daher daß die städtischen Aemterange - ¬
wiesenwerden ,jedemMitgliededesGemeinderatesAuskünfteüberdie
SteuereingängezuerteilenundjederzeitEinsichtin die BücherundBe-¬
legezuverschaffen .Fall SiediesenAntragablehnen ,behaltenwiruns
vordenInstanzenzugzubetreten ,umunsunserRechtzuerkämpfen.Es
wirdwohlein beschämendesSchaupsielsein ,wennich als ObmannStellver¬
treter des FimnnzausschussesmeinRecht vor demVerwaltungsgerichtshofe
werdeerkämpfenmüssen.DerGrundzuihrerWeigerungliegtwahrscheinlich
darin ,daßsehrbeträchtlicheUeberschüssebestehen ,derenHöhemitzu¬
teilen sie sich scheuen .WahrscheinlichwerdenSie wieder Hundertevon
Milliarden den Großbankenzur Verfügungstellen ,die nochganzbestimmt
HerrnBreitnerzu ihrenEhrenmitgliedernennenwird ,weiler sie ineiner
Weisedlimentiert ,wienie zuvorjemand .Praktischdrücktsichdiese

Tatsache,indemDankvomHauseBekessyaus ".DerMorgen,dieStundeund
derAbendsindvolldesLobesüberseinWirken.

RednerverweistaufdieVerdienstedesBundeskanzlersSeipelzur
SanierungOesterreichs ,manmüssedemBundeskanzlerdafür danken ,daßer
auchdie GemeindeWienin die Lageversetzt hat ,solchsInvestitionspro¬
grammeaufzustellenunddurchuführen.WennderReferentvoneinerangeb-¬
lichenBehässigkeitderBundesfinanzverwaltungsprach ,so brauchemannur
auf die 950 Milliarden Einzuweisen ,die der Bund der Gemeinde zur Ber - ¬
fügungstellt ,mit welchemBetragdie Gemeindedrei Viertel ihresInve-¬
stitonsporgrammeszubestreitenvermag.AnderAktiengesellschaftWAg
sinddieGroßbankenzueinemDrittelbeteiligt .SiegebenaberkeinGeld
herundüberlassenesderGemeinde,dieganzeinfachdenBeziehernvon
GasundelektrischenStromeineSteuerauferlegte ,umderWAGaufdiese
WeiseausöffentlichenMittelndie nötigenKreditezugewähren .Einbes-¬
seresGeschäfthabendieGroßbankennochseltengemacht.DieGemeinde
finanziertauchdiestädtischenUnternehmungen.SiegewährtihnenDarle-¬
ben ,aberzu12ProzentZinsen,WahreLiebezudenstädtischenUnterneh-¬
mungenist dasnicht .

Nunmöchteich aberschonbehaupten ,daßdie Ziffern ,die unsHerr
StadtratBreitnerüberdievorhandenenKassenbeständeangibt ,durchaus
nicht dentatsächlichenVerhältnissenentsprechen ,sondernumeinbe¬
trächtlicheszuniedriggegriffenerscheinenIchglaubenichtzuüber-

treiben ,wennichbehaupte,daßdieKassenbeständesichum700Milliarde
Kronenherumbwegen ,mit welcher Summemanganz gut das errechnete Defi¬

zit von693Milliardendeckenkönnte ,wennmanebenwollte .Sowärees
möglich auf die Erhöhungschon bestehender Steuern oner gar auf dieFin¬
führung etwaiger neuer Steuern zu verzichten .In diesemZusammenhang
möchte ich auch einmal ein Wort über die Zinsfußfrage sprechenund
möchteich feststellen ,daßebendieser Zinsfußein ganzbedeutender
ausschlaggebenderFaktorimWirtschaftslebendieserStadtist .Wirwis¬
sen ,daßdie GemeindeimverflossenenJahredenBankenin diehunderte
von Milliarden als Einlagegelder überlassen hat .Jedenfalls habendie

Bankenmit diesenGeldernglänzendeGeschäftegemacht .Andererseitsver-¬
langtaberauchdie Gemeindezehnbis zwälfProzentZinsen ,einenZins¬
fug ,der durchausnicht danachangetanist ,die Geschäftsgebarungund
FührungderkleinerenBetriebeinHandelundGewerbezufördern ,wieses
eigent cn oberste Pflicht jeder Gemeindeverwaltungwäre .Es ist eine
in der effentlichkeit viel erörterte Frage ,daß wir alles daransetzen
müssen n der Zinsfus für Einlagen herabgesetzt und auch für Krete
eine Erlsichterunggeschaffenwerde .Wirmüssendochbedenken ,daßdiese
TatsacheneinebedeutendeRolleimWirtschaftslebender Stadtspielen
unddieExportfähigkeitdavonabhängt,obdieUnternehmungensichbilli¬
genKreditbeschaffenkönnen .ErfreulicherWeisehat geradeeinVertre-¬
ter der Arbeiterkammerin einer kürzlichstattgefundenenVerwaltungsrat-¬
sitzungderNationalbankdenAntraggestellt ,denZinsfußfürKreditgewä
rungmitneunProzentfestzusetzen .Wennwirunsvorstellen ,daßder
Bunddie meinden ,Handelkammerund andere Institutionen Einlagennur
unter der Bedingungmachen ,daßder Zinsfußumein Bedeutendesherunter¬
gedrückt werde ,würdenwir in der Lagesein ,das Kreditbedürfnis derIn - ¬
dustrieauseigenenMittelnzudecken.Esist eineganzfalscheZinsfuß¬
politikderGemeinde,wennsieselbstzwölfProzentverlangt .Ichbe-¬
daureauchdaßmandieZentralsparkassederGemeindeWienfürGeldein-¬
lagenviel zu wenigherbeizieht .DiePensionskasseder städtischenAnge¬
stellten hat 72Milliardenals Einlagebei einerGroßbankangelegt .Ich
glaube,dasmandieseTatsacheschonbeseitigenkönnte,damanjadoch
nochnichtmitHautundHaarenderniederösterr .Esdomptegeschaft
verschriebenist WasdenPostenFürsorgeabgabe ,die mit 350Mallterden
für dasJa 1924präliminiertist ,betrifft ,mußich rundwegerklüren .
daß das eine ganzgewaltigeUngeheuerlichkeitan UnaufrichtigkerEst .

Der Herr StR .Breitner kann unmöglich selbst an die Richtigkeit die - ¬

ser Ziffer glauben .Im Gegenteil muß bei der bereits stattgefundenen Er - ¬

höhung aller Löhne und Gehälter und bei den Auch im kommendenJahre

zu gewärtigendenWeiterenErhöhungdieser Faktoren eine viel gräßere
FürsorgeabgabezifferresultierenIn diesemZusammenhangemöchteichauch
andenHerrnStR .BreitnergerneeineAnfragerichten ,obaußerdenihm
nahestehendenKonsumvereinenauchnochandereInstituteFürsorgeabgabe¬
freiheit bewilligt erhieltens Der sogenannte Verzögerungszuschlageiner
Strafe ,die jeder Steuerträger ,der nicht in der Lageist ,auchnurum

FälligkeitstermindieSteuernzube-¬wenigeTagegenauam
zahlen und der ein Viertel des vollen Steuerbetrages ausmacht ,ist ge¬
rechtfertigtgeweserin einerZeitständigenWertsturzesunse ." : 4.

Schikane undPlageHeuteaberist dieserVerzögerungszuschlageinewahre
für dieSteuerträger .SehreinverstandenbinichwiedermitderEinset-¬
zungeiner Post von 14 Milliarden Kronenzur Hebungund Förderungdes
Fremdenverkehres.Wiralle wissen ,daßgeradedurchdiesendieBlüte
unddasGedeihenunsererStadtzueinemgroßenTeilebedungenwird .
NachdemVoranschlagbeträgtdasBefizit693Milliardenundsolldurch
Steuererhöhunggedecktwerden.Wassollerhöhtwerden?Luxussteuern?
WasSieallesalsLuxusaufassenist längstbiszurGrenzederäußer-



stenMöglichkeitbesteuert.SieerhöhendieWohnbaustsuerum150ProzentHerrStR .BreitnereineArtSchiebergeworden.Ersammeltsichnämlich
SieerhöhendieKraftwagenabgabeaufsiebenMilliarden.DabeimöchteReserven,diesichvonJahrzuJahrvergrößernundwölztdieseReserven

vonJahrzuJahrweiter .
DerRednerwendetsichgegendieneuengeplantenSteuernhauptsäch¬Fursorgeabgabe ,der

menkann ,daßauchin einembescheiderenHaushalteeinzweiterDienstber ,GaunerundJudenwerdendavonprofitieren ,wenndieHausbesitzer

gebührenist vorgeshhen.WirsehenschondenZeitpunktkommen,wonebensind ,nurdieBranntweinschenkenundStehweinhallensindausgenommen.
Willmandennwirklich,daßinWienkünftighinnurlauterBeiselnbe¬
dieLuxuslokalebesteuern.DieErhöhungderHauspersonalabgabeisteineStrafefür kinderreicheFamilien ,sie wirdbewirken ,daßwiedereinige

nichtnur ,wiederReferentglaubenmachenwill ,diereichenKraftwa¬

Interessenzugesagt.AlleindieGewerbetreibendensindeinereinseitigen
Steuerbedrückungausgesetzt ,sie werdensystematischniedergetrampelt.

räumer ,PflastererundFuhrwerkerzuerinnern ,umzuerkennen,wasSie
unterGewerbeförderungversteht. DervormaligeBürgermeisterReumannStR.Breitnererklärt,erhabeschoneinmalgegenüberdemGRKunschak

festgestellt,daßersichdurchausnichtaufdenBetragvon350Milllar -habeoffenerklärt ,erseinichtfürdieGewerbetreibenden,sondernfür
denKronenalsEinnahmeausderFürsorgeabgabeversteife,sonderndaßesdieKonsumentenda.

AltbürgermeisterReumann:Dashabeichganzandersgesagt.nachseinerMeinungjedenfallswahrscheinlicherscheine ,daßsichimJah¬
GR. Rotter:Siehabenesschonsogesagt.DieGewerbetreibendensol¬re 1924einBetragvon450Milliardenergebenwerde.Diesseierklärlich

aus der Tatsache ,daßebender Aufstellungdes Budgetsdie Verhältnisselen nur zahlen ,der HerrBreitnerhat ihnenja sogargedroht ,wennsie
desMonatesSeptember1923zugrundelagen ,dienatürlichbisherschonHichtpünktlichdieSteuernentrichten ,sie einfacheinsperrenzulas-¬
längstüberholtsind.AußerdemgehemanauchdarandieGehälterderAn-sen.VordenWahlenhabenSiedenGewerbetreibendenHonigumdenMund
gestelltenderStadtWienzuerhöhenundesmüssefürBedeckungdiesergeschmiertundeshatwirklicheinigegegeben,dieIhnenaufdenroten

Leimgegangensind .Esgibt leitendestädtischeBeamte,insbesondereMehrausgabenvorgesehenwerden.
StR .Speiser:DurchdievomStadtsenatam17. ds.beschlosseneRegu-denMagistratsdirektorunddenVorstanddesGewerbedepartementsDr .Fa-¬

lierungderVerwaltungsangestelltenundLehrpersonenergibtsichalsber ,dieganzimGeistederamtsführendenStadträtegegendieGewerbe-

ich bemerken ,daßSie durchausnicht zu begreifenscheinen ,daßheute
vennnich, ,daswichtigsteVerkehrs¬dasAutomobileinesderwichtigsten ,

mittelist .EineErhöhungderAbgabefürdenKraftwagenist alsodurch -lichgegendieAusdehnungder/Lustbarkeitsabgabe,derHauspersonalab-¬
auskeinerationelleSteuer .BeiderHauspersonalabgabevermissenwirgabe ,derErhöhungderWertzuwachsabgabe ,welchletzteredenboden-¬
auchsehrdensozialenGedanken,daßunterUmständenesgewißvorkom.ständigenHausbesitzvollständigdemSpekulantentumausliefert .Schie

botegehaltenwerdenmuß.DiesenUmstandzurAbgabeeinersogewaltigengenötigtsind ,ihreRealitätenzuverkaufen.DasGesetzüberdieGenuß-¬
Steuerzubenützen ,findenwirunsozial .AucheineErhöhungderWasser -mittelabgabeist soabgefasst ,daßnahezualle Gaststätteneinbezogen

diesemAnschlagaufdenReinlichkeitssinnderBevölkerungauchnoch
einsolcheraufdasLuftbedürfnisderLeutegemachtwird .(Heiterkeit)stehen ?WennesnureineLuxusabgabeseinsoll ,somögemanauchnurDas ,wassie unsalsonichtsagen ,ist die Unaufrichtigkeit ,wasman
draußeninderBevölkerungheuteBreitnerischeFinanzkunstnennt.
Aus der Vorlage Ihres Voranschlages geht hervor ,daß dieser unrichtige hundert Hausgehilfinnen brotlos werden .Die Automobilabgabe schädigt

Ziffernenthält ,daßdasDefiziteinvorgetäuschtesist ,trotzderdeie

großenInvestitionen/wirbegrüssen,verfügenSieja nochüberbedeuten-genbesitzer,sondernauchsolideHändlerunddieChauffeure.DerBür-¬
Reservebestände.Wirsindalsonichtin derLagedemhieraufgerichtetengermeisterhatin seinerAntrittsredeaushdenSchutzdergewerblichen
nichtdemokratischenVerwaltungsprinzipunsereZustimmungzugeben.

GR. Zimmerlbeantragt ,daßanStelledesimBudgetausderFürsorge-¬
abgabeeingesetztenEinnahmenbetragesvon350MilliardenderBetragvonManbrauchenurandasVerhaltenderStadtverwaltunggegendieKanal-¬
4804Milliardeneinzusetzensei .

GegenpostzurMehrausgabein GruppeI ,dieichbeiBeratungderGruppeI treibendenvorgehen.Ichfindeesunerträglich,daßanderSpitzedes
zubeantragenhabenwerde ,einNettomehrerfordernisvon130Milliarden ,GewerbedepartementseinausgesprochenerParteimannsteht ,derdarauf
eineMehreinnahmeanBundesbeiträgezumPersonalaufwandimAusmaßevonausgeht,denGewerbetreibendendasLebensauerzumachen.Wirmüssen
283Milliarden.IchstelledaherdenAntragdieRuprik204umdiesenBe -unbedingtdaraufdringen,daßderjetzigeInstanzenzugerweitertund
tragvon283MilliardensohinmitdemBetragvon161,551,000.000zuer -einedritteInstanzgeschaffenwerde,umdenGewerbetreibendenihrRekurs¬

rechtwirklichzusichern .Denngegenwärtigist derBürgermeistehöhen .
GR.Rotter(chr.soz.):DasunsvorgelegteBudgetkennzeichnetsichundLandeshauptmanndieeinunddieselbeInstanz.Infolgedessennützen

durchzweiTatsachen.DurchseineUnaufrichtigkeitunddurchseineEinseißekursenichts .WirlehnendiesesBudgetalsKlassenbudgetab ,wir
tigkeit.DieUnaufrichtigkeitfindenwirdarin,daßdieEinnahmenzuge -forderndiegleichmässigeBesteuerungallerBewohnerdieserStadt,wir
ring ,die Ausgabenzuhochangesetztsind ,natürlichalles dasnurzudemlehnendasBudgetwegenseinerUnwahrhaftigkeitundseineroffenkundi-¬
Zweck,umsoeinenVorwandzuSteuererhöhungenzuschaffen .SiehabenvorgenfalschenZusammenstellungentschiedenab .

EswirdhieraufdieVormittagssitzunggeschlossen.denWahlensich bemühtmiteinemBudgetherumzuwerfen,dassmanglauben
hätte können ,es würdensichnundie EinnahmenvondenAusgabenvollstän-¬
digdecken .Demist abernichtsoundwirsehennun ,wieSiesichkrampf-¬
haftbemühen,einDefizitzukonstruieren.InWirklichkeitist aberunser
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FortsetzungderBudgetverhandlungen .

sofortdemPersonalreferentenamtsführendenStadtratSpeiserzum
BerichtüberdieVerwaltungsgruppeüberPersonalangelegenheitendasWort.

StR .Speiser :Dieam17 . ds .vomStadtsehatbeschlosseneRegulie¬
rungderBezügederstädtischenVerwaltungsangesselltenundLehrkräfte
verursachtdieAenderungmehrererBudgetpositionenundzwareinerseits
eineErhöhungderAusgabenf ürdieBezügederAktivenundPensionisten,
für Aufwandgebühren,für denDienstgeberbeitragzurKrarkenfürsorgeund
fürdenBeitragzudengemeinsamenAuslagendesLandesNiederösterreich,
andererseitseineErsparnisbeidenPersonalausgabeninfolgederHerab¬
setzungdesmonatlichenMultiplikatorsvon165,4auf160,4undeineMehr-¬
einnahmean Pensionsbeiträgender Angestellten ,so daßsich einNet-¬
tomehrerfordernisvon130 . 7Milliardenergibt .Ichbeantragedaherdiesen
Betragin denVoranschlagaufzunehmen .DasGesamtpersonalbudgetfürdasJahr1924weisteinenAufwand
von736Milliardenauf .Hievonentfallen597MilliardenaufdieAktiven
und139MilliardenaufdiePensionsparteien.DieseZahlenweiseneineEr-¬
höhunggegenüberdenendesVoranschlagesfür1923auf ,dadortderGesamt
aufwandmit559Milliardenpräliminiertwar .DieErhöhungerklärtsich
ausderSteigerungdesIndexvon137. 5,auf165. 4.DergesamteBundes-¬
beitragzumPersonalaufwandist mit133Milliardenprääiminiert,ermacht
jetzt nur mehr23 . 3Prozent für die AktivenVerwaltungsangestelltenund
166ProzentfürdieLehrpersonenundPensionsparteienaus .Bekanntlich
ist dasJahr1924dasletzte Jahr ,in demdie GemeindeeinensolchenBei-¬
tragbekommt.DerPersonalaufwandbeträgtvomGesamtbudgetrund26Pro-¬

zent ,währendimVoranschlagfür dasJahr1923derPersonaleufwand43
Prozentausmacht.WasdiePersonalstandeszahlenanlangt ,sohattedieGe¬
meindeam. Jänner1923insgesamt17. 470Verwaltungsangestellteund7937
Lehrpersonen .DieZahlderPensionsparteienbetrug7402.DerNovember-¬
stand1923anVerwaltungsangestelltenbetrug18. 313undanLehrpersonen
7368 ,zusammenalso25. 681 ,währenddie ZahlderPensionsparteien8056
betrug .Eszeigtsichalso ,daßtrotzdemheuereinAbbaudurchgeführt
wurde ,eine Verminderungdes Gesamtpersonalstandesnicht eingetretenist ,
wasvorallemaufdie UebernahneneuerAnstalten ,wieSpitalSpinnerin
amKreuz ,KarolinenKinderspital ,AusbauderTuberkulosefürsorgestellen
uss . w.zurückzuführenist .ZueffektivenPersonalvermehrungvon280An-¬
gestelltenwillichbemerken,daßdienichtübernommenenLandesbeamten,
rund170 ,am. Jänner. J .nochnichtindenStanddesMagistratesgezähl!
wurden,daßsichsonachderUeberstandauf110Angestelltevermindert.
RechnetmanhiezunochdenAbbauvonrund840Angestellten,soergibt
sicheinePersonalvermehrungun950.DerüberwiegendeTeildiesesZuwach-¬
seswirdsofortdadurchaufgeklärt ,daßin denFriedhöfen ,beiderStras-¬
senpflege,imGartenwesenundbeidenBädernzusammen636Saisonarbeiter
måtzugezähltsind ,diezumgroßenTeileheutenichtmehrimDienstste-¬
hen ,währendeinandererTeilinfolgedergünstigenWitterunglängerver-¬
wendetwerdenkonnte .EsverbleibtsonacheinZuwachsvonrund300an
dauerndemPersonal .Davonsind143Personendurchdie Uebernahmeneuer
AnstaltenundBetriebein denGemeindedienstgekommenundmitRücksicht
aufdievermehrteBauführungderGemeindeauch50technischeBeamteein¬
gestelltworden-AuchindenSteinbrüchenMauthausenundAmExelberg,im
Kalkwerk,imLastkraftwagenbetriebundin denWerkstättenwurdenzusammen

312Personeneingestellt,sodaßdiePersonalvermehrungausschliesslich
indenproduktivenZweigenderVerwaltungerfolgtist .UeberdenRahmen
deseigentlichenAbbaueshinaus,hatalsoeininternerAbbaudereigent-¬
lichenHoheitsverwaltungPlatzgegriffenhat .DieserAbbauwirdkonse¬quentundohnedaßesdazueinschneidenderVorkehrungenbedarf,fortge¬

VizebürgermeisterHosseröffnetum10UhrdieSitzungunderteisetztwerden.Ichmöchtenichtversäumen,auchbeidieserGelegenheit,meinerBefriedigungdarüberAusdruckzugeben,daßesgelungenist,diesen
AbbaudurchBegünstigungenderAngestelltenbeimfreiwilligenAustritt
durchzuführenunddaßesunserspartwurde,Zwangsmaßregelndurchzufüh¬
ren .EinenbedeutendenSchrittaufdiesemGebietestelltauchdieunmit-¬
telbarbevorstehendeallgemeineEinführungdersiebentenDienststunde,
diebishernurineinzelnenZweigengehaltenwurde,dar .Dadurchwirdes
möglichsein ,auchweiterhinimallgemeinenanderAufnahmssperrefest¬
zuhaltenundsonichtnurneueAufgabendersichstetigerweiternden
städtischenVerwaltungzubewältigen,sondernauch,dennatürlichenAb-¬
gängenzusegegnen,ohnedaßfürjedenAbgangsfalleineNeuaufnahmedurch¬geführtwirdeAuchderUebertrittvonAngestelltenindenwohlverdienten
Ruhestandwirddadurcherleichtert.WasdiemateriellenMaßnahmenzugunstenderAngestelltenbetrifft,
sohatsichdiedurchdiegesetzlichenBestimmungenüberdenBundesbeitrag
gegebeneBindungandiePersonalmaßnahmendesBundes,wieauchschonfrü¬
heralseinerselbständigenPersonalpolitiksehrabträglicherwiesen.Die-¬
seBindunghindertbisaufweiteresgroßzügigeunddenBedürfnissender
VerwaltungangepassteMaßnahmenundsienötigtunsmitunterDingeauf,
diewirimvollenEinvernehmenmitunserenAngestelltenlieberganzan-¬
dersgemachthätten.Esistdiesklar ,wennmandieVerschiedenheitder
Besoldungssystems,derGliederungderAngestelltenschaftundderPersonal-¬
standesverhältnisseinBetrachtzieht .DaßdieGemeindeWienmitganzan-¬
derenMittelndengleichenZweckerreichenkann,hatsichbeimPersonal-¬
abbauganzdeutlicherwiesen.ImJulideJehabenwiralsojeneRegulierungmitgemacht,dieden
BundesangestellteneineErhöhungderFamilienzulagenbrachteDieGeme' -¬
deverwaltunghatsichaber ,dieHotwendigkeiteinerBezugsregelungnicht
verkennend,schondamalsentschlossen,diestädtischenAngestelltenmit
einemnachdenLeistungsbezügengestaffeltenVorschusseaufdieGehalts¬
regelungzubedenken.ImOktoberwurdeeinzweiterVorschußdieserArtge-¬
währt .DienunmehrbeimBundemitdemfünftenNachtragzumBesoldungsge-¬
setzedurckgeführtesogenanntezweiteEtappederBesoldungsreformhatder
GemeindeverwaltungdieerwünschteMöglichkeitgegeben,mitdenAngestell-¬
tendesMagistratesundders ädtischenUnternehmungenübereineGehalts-¬
regelungzu verhandeln .DieseVerhandlungenhabenzu einemgünstigenEr- ¬
gebnisgeführtunddieVorlagedarüberwirddenGemeinderatnochbeschäf-¬
tigen .

WennichmichnundemGebietederVerwaltungsreformzuwende,so
möchteichvorallenüberdenErfolgjenerVerwaltungsmaBnahmenberichten
dievondergegenwärtigenMehrheitgleichbeiderUebernahmederGeschäf-¬
te inAngriffgenommenwurden.Esist erfreulichfestzustellen ,daßsich
dieseMaßnahmendurchausbewährthaben .Diewichtigstederselbenistdie
ReformdesVerrechnungswesens .PieSchaffungeineseigenenKontrollamtes
durDurchführungderKontrollehatteeingünstigesErgebnis .DieTätig-¬
keitdesKontrollamteserstrecktsichüberdieHoheitsverwaltungunddie
städtischenUnternehmungenundistdeswegensehrintensiv,dasienicht
nurdierechnungsmässige,sondernauchdiewirtschaftlicheKontrolleum¬
fasst .DieumfassendenAufgabendesKontrollamteserfordernvondenAnge-¬
stellteneinraschesVerständnisundsetzenEngrgieundTaktvoraus,so
daßesnichtimmerleichtwar ,diegeeignetenPersonenzufinden .Gegen¬
wärtigist einStocksolcherbewährterAngestellterherangebildet,das



denfrüherenSteueramtsbeamtenzueinemeinheitigenKorpsvongutgeschul-jandenderPersonalersparnisgeleitetundwerdenauchsicherzueinersol-¬
tenRechnungsbeamtenergabeinenwichtigenPfeilerderVerwaltung.

liegtdieserReformderGedankezugrunde,daßnichtjedeVerwaltungs-beiworübergehendenBedarfFersonalohneNeuaufnahmenzuzuweisen,dessen
arbeitvonJuristenausgeführtwerdensoll.IndieseStandesgruppeder.AbgtehungsobaldhiezudieMöglichkeitgegebenist ,durchgeführtwird.
mittlerenVerwaltungsbeamtensindvorkurzemauchdieBerufsvormünderund

einegewisseGliederungalsnotwendigerweist,weshalbauchfürdenMarkt-gelöstworden.DieLöhnederArbeitersindreguliertworden.
amtsdiensteinebesondereSchulungundPrüfungenforgesehensind.

stet .DaruntermusstediewirtschaftlicheFührungleiden.DieEinführungtenkreiszugutekommen.Schliesslichwillichnochdaraufverweisen,daß
derDoppikunddieZusammenfassunggewisserVerwaltungszweigeinFormvondieIntensivierungderArbeitindenmanuellenBetriebenunausgesetzt
Betrieben,hathiergrundlegendenWandelgeschaffen.AuchdieRevisionsstellefürdiestädtischenAbgabenhatsichsehrauchgutbewährt.Etwasähnlichesstellt/dieEinführungeinereigenenVerpflegsBessortebensofürdieBevölkerungwiefürdieBeamten,Angestelltenund
kostenstelledar ,derenErfolgedurchausbefriedigendsind.

artigerkleinererDienstellenundBetriebeunddieZusammenfassunggleich-FortsetzungdieserArbeit.(LebhafterBeifall).
artigerAgendenaneinerStellewurdenauchimJahre1923imSinneeiner
artionellenVerwaltungdurchgeführt.EswurdendasStenografenamtdesGe¬
meinderates,dieSchriftleitungdesAmtsblattesunddasPräsidialbüro
dieZentralrechnungsabteilungneuorganisiert,derWasserleitungsingenieurdenaufihnenlastendenDrucknichtweiterzugebeninderLagesind,die
bereßtschaftsdienstzusammengelegt,dieKommunalsparkassenDöbling,Flo-¬
vereinigtundanStelledesbisherigenInvalidenamteseineeigeneMagi¬
stratsabteilungmiterweitertenAufgabengeschaffen.

WasdieMaßnahmenzugunstenderAngestelltenanlangt,soistes
endlichgelungenindiesemJahredasLehrerdienstgesetzzubeschliessen,
fürdieFeuerwehrbediensteteneineneueDienstordnungzuschaffenund
weitereDienstordnungenfürandereGruppenvorzubereiten.Imabgelaufe-¬
nenJahresindauchdieAmtstitelderAngestelltenneugeregeltworden.
VorkurzemistesauchmöglichgeweseninderEntwicklungdesPensions¬

stengleichgestelltwurden.DieUeberprüfungfrühererVorschriftenunddieVereinfachungdes
UeberprüfungvonstädtischenBauten,HerstellungenundLieferungenaus-¬
gearbeitetunddiealte ,mitdenjetzigenVerhältnissennichtmehrver-¬
einbarlicheKollaudierungsvorschriftaufgehoben.DerGeschäftsgangder

KlassenvorrückungenderAngestelltenwurdevereinfachtundebensodieBe-¬
handlungvonReligonsaustrittsmeldungen.UeberdieHöheundVerwendungder„stehendenVerlege"undder„VorschüssegegenVerrechnung"wurdeeine
neueVorschriftherausgegeben.DieVorschreibungundAnweisungvonPflege-¬
geldernanmagistratischePflegeparteienundanPrivatanstaltenwurdeneu
geregelt.DieIdeevonallgemeinenAmtsferien,währenddernurdiegering-¬stenGeschäftsezubesorgenseinwerden,wirdgegenwärtigverfolgtundes
sinddieVorarbeitenimZuge.IndenmagistratischenBezirksämternwurde
eineneueKanzleireformdurchAuflassungderbisherigenGruppeneinteilung

KentrollamtkonsolitiertundseineTätigkeitvollziehtsichohnenennens-durchgeführt.DerZustelldienstderBezirksämter,Bezirksvorstehungenund
werteReigungen.DieVereinigungderfrüherenBuchhaltungsbeamtenmitFürgorgeinstitutewurdezusammengezogen.AlledieseMaßnahmensindvomGe-¬

chenführen,ebensowiedieAbschaffungderbisherigenvierKariolwagen
DiezweiteReform,dieSchaffungeinereinheitlichenStandesgruppeedieEinstellungdesAutomobilesanStellederselben.InderKanzlei-¬

fürdenmittlerenVerwaltungsdienst,hatsichebenfallsvollbewährt.EsdirektionwirdeineAngestelltenreservezurückbehalten,dieesermöglicht,

BeidenStädtischenUnternehmungenwurdenebenfallsparalellmit
dieAngestelltendesAmtsblattesaufgenommenworden.DieGemeindeverwal-derHoheitsverwaltungdåeBezügederBeamtengeregelt.Nunmehristauch
tungübersiehtnicht,daßsichinnerhalbdesVerwaltungsdienstesnochdieArbeitszeitfrageparalellmitdenAngestelltenderHcheitsverwaltung

wur¬
deständigdaraufBedachtgenommen,daßeinewirtschaftlicheFührungdie-¬

EinbesonderesKapitelbildetdieSchaffungvonBetrieben,diedurchserUnternehmungenimInteressederBevölkerungPlatzgreift .IndendieAbänderungdesBuchführungsystemsermöglichtwurde,FrüherwarniestädtischenGas-undElektrizitätswerkenwurdenneueVerrechnungsmethoden
ersichtlich,obeinbestimmtesstädtischesBadsichrentiert ,wieteuereingeführt,neueBürobehelfeangeschafft,dieZahlungderRechnungendurch
eineFuhrezustehenkommtundwasin einerAnstalteinVerpflegstagko -diePostsparkasselurchgeführt,sodaßdieseReformendengroßenKonsumen-¬

Sitschreitet .Soglaubeichsagenzudürfen,daßimvergangenenJahreinmeinem
ArbeiterderGereindenützlichesgeschaffenwurde.IchbitteumdieBe¬

DieAuflassungeinzelnerkleinererAemter,dieZusammenlegunggleichilligungderinmeinerVerwaltungsgruppeangefordertenMittelfürdie
GR. Stöger(chr. soz. )führtaus ,daßderKriegundnochmehrdie

schrecklicheUmsturzzeitdieBevölkerungineineschwereLagegebracht
aufgelassen.VeterinäramtsabteilungenundRechnungsabteilungenvereinigt,habe.NiemandseiaberhärtergetroffenwordenalsdieSchichtederer,die

AngestelltenderStadtWienunddesBundes.Diestädtischenundöffentli
ridsdorf,HernalsundRudolfsheimaufgelassenundmitderZentralsparkassechenAngestelltenhieltenabertreuundfestandieüberlieferteIdeereloserPflichterfüllung ,obwohlsiebuchstäblichhungerten.Selbstalssich

DemagogendieBeamtenschaftzueinemgrausamenSpielihrerTätigkeitFatamorganaderGleichheit ,FreiheitundBrü¬gemachtundihnen
derlichkeitvorgegaukelthatten,wanktensienicht.Unterderchristlich-¬
sorialenAeraseibekanntlichdiestädtischeAngestelltenschaftweitaus
günstigergestelltgewesenalsalleübrigenBeamten.Jetzthabesichdas
BildsehrzumNachteilderstädtischenBeamtenschaftverschoben.Esmüsste
aberdochgeradedieZufriedenheitderBeamtenimInteressederGemeinde-¬

rechtesderstädtischenBedienstetenundArbeiterdadurchdenSchlußsteinverwaltungliegen.DasbishergeübtePrinzipgerechterEntlohnungistnunzusetzen,daßdieAltpensionistenderPensionskassemitdenNeupensioni-durchbrochenworden.HeutegiltnichtmehrdieLeistungalsGrundlagefürEntlohnungundAuszeichnung,sonderneherParteiorganisationszugehörigkeit.
DieVertreterderöffentlichenundderstädtischenAngestelltenschaft

Geschäftsgangeswirdfortgesetzt.EswurdeeineneueVorschriftfürdiehabenoftmalsdaranfhingewiesen,daßdieBeamtenmitFreudendenWieder-¬
aufbauunterstützenwerden.WirvertrauenaufdasGerechtigkeitsgefühl

SprechstundenderamtsführendenStadträte.InfolgederBeratungdes
HauptvoranschlagesimGemeinderatentfallenmorgenDonnerstag,dieSprech-¬
stundenbeisämtlichenamtsführendenStadträten..

UmdieAufnahmedieserNotizindieMittagblätterersucht
Honay.frendlichst - - .



desBundeskanzlersSeipel,derdieseedlenZügederöffentlichenBeamten-stelltWürdemandennormalenWeggehen,wieesderwahrenDemokratie
schaftzuwürdigenwissenwirdeHiersiehtesaberaus ,alsobderBeam-entspricht,dannmüsstendieAnträgezunächstimAusschussezurDiskus¬
tenstandvongroßkapitalistischerHabsuchterdrücktwerdensollten.Die
LösungderganzenBeamtenfrageist nichtaufdemWegederVerabreichung
vonwennauchnochsovielPapierfetzenzuerreichen,sondernihrkomme,denAusschußfürVerwaltungsreformeinreichesArbeitsgebietoffen.Zu
manambestenbei ,durchdieVerwirklichungderIdeenwiesieineiner

daßdiejenigengdiesichzurJudenschutztruppegemachthaben,solcheIdeendaßdieMehrheitihreganzenVerwaltungskünstdazuverwendetundeinseitig
nichtleichtverstehen.Alleaber,diedenenrstlichenWillenhätten,die -nachihrenpolitischenGrundsätzenvurzugehen.EntgegendenAnschauungen

wirklichungderIdeeLandundHaus,besondersfürdieBeamten,wärediedie-PunktabgehtunddieMinderheitauchwirklichmitarbeitenmässt.DasunsemsonotwendigeUnabhängigkeitgewährleistet,eswäredieHaushaltfüh-UmschränkteMachtprinzipwerdebesondersinderBeamtenpolitikangewen-¬
rung eine viel leichtere ,es wäre die Frau nicht mehr gezwungenals Lohn -det .Die außertourlichen Beförderungen sind ein schlagender Beweishie - ¬
drückerinzufungieren.BesondersdieBeamtenfrauenwärenwiederHerrscher-für.OffiziellerfährtmanüberdieGrundsätze,diehiebeigelten,nichts,
denSozialdemokraten)DasArbeitslosenelendwürdemiteinemSchlagebe-denVorschlägezudenAufzeichnungenerstatten.KürzlichhabederBe-¬
seitigtwerden.WohlstandderMassenwürdewiedereintreten ,Zufriedenheit2irksvorstehervonMeidlingdenausgezeichnetenBeamtengesagt :dasistundRuhewiederHerrschen.MitderDurchführungdesWohnbauprogrammeshättederErfolgunsererPartei.EshatsicheinSystemherausgebildet,dasdieGemeindegünstigeGelegenheitdieLösungdieserSeitederBeamtenfragedieOppositsonmitallerSchärfeverurteilenundbekämpfenmüsse.Die
in AngriffzubringeneEsliegein derHandderstädtischenVerwaltung,dasPolitischeUeberzeugungderBeamtenwerdeebensoweniggeachtet ,wieElendihrerBeamtenschaftzulindern.Weitschlechterals/diematerielle
Seitesei es umdieseelischeSeitebestellt .HierherrschenVerhält-¬
nisse ,diemitkeinemanderenWortetreffenderbezeichnetwerdenkönnten,
alsmitdemAusdruckeKorruptionswirtschaft .BesondersdasAuszeichnungseFalleihresAblebensdasLeichenbegängnisnurdurchdiestädtischeLei-¬
wesen,wieesjetztgeübtwurde,seidanachangetan,dasVertrauenderBe-chenbestattungsanstalferfolgenkönne.InderVerfügungheißtes ,daß
amtenschaftaufdiejetzigenMachthabervollständigzuuntergrabenundin
dieReihenderBeamtenspaltungzubringen.NichtmehrLeistungundArbeitgräbnisdurchdiestädtischeAnstaltzugesichertwerde.
ist es ,dievondenentscheidendenStellengewürdigtwerden ,sondernhöch-¬
stensnochOrganisations-undParteizugehörigkeit.AusdiesemGrundebean¬
tragederRednerderGemeinderatwollebeschließen,dasbisherigeAuszeich¬
nungssystemaufzulassenunddieListederimNovemberAusgezeichnetenzu

weröffentlichen.
GR. Doppler(chr. soz. )bemängeltdieTätigkeitdesVerwaltungsaus -¬

schusses ,welchemgrundlegendeVeränderungenimInnerenVerwaltungsbe -¬
triebe erst vorgelegtwerden ,wennsie schonvollzogensind .ManhatAb-¬
teilungenaufgelassen ,neueerrichtet ,Wirkungskreiseverschoben,ver-¬
schiedeneandereeinschneidendeReformeneingeführtundderAusschuß,der
berufenist ,darüberzuentscheiden ,derwusstenichtsdavon,seineMit-¬
gliedererfahrendasalles nurso nebenbeivomReferenten .Einesolche
BrüskierungkönnesichdieOppositionnichtruhiggefallenlassen ,hier
müsseWandelgeschaffenwerden.DerRednerbemängeltweiterdenGeschäfts-¬
gangderanderenAusschüsse.EsgibtAusschüsse,womannieeineVorlage
zuGesichtbekommt,wonichteinmaleineTagesordnungbesteht ,Wiesollen
dessenMitgliedersich überdie zu beratendenVorlagenein richtigesBild
machen ?wennsie davonerst ausdemReferatKenntniserlangen .DieAus-¬schüssehabendochdenZweckederVorberatung,abermankönnenurberaten,andieBeamten,dieinNotundElendgeratenwaren,geleistetworden
wennmandieMöglichkeithatvorheralleszuprüfen.Seitdemdiesozialdeunddiese

mokratischeMehrheitanderHerrschaftist ,wickelnsich alleVorgänge
hinterdenKulissenab ,die wichtigstenVorlagenwerdenimengstenKreise

der amtsführendenStadträte ausgekocht ,bestimmteMagistratsbeamteunter
demstrengstenBiegelderVerschwiegenheitinformiert ,mitderAusarbei¬
tung Beauftragt undder Ausschußdannvor eine vollzogeneTatsachege¬

siongestelltunderst aufGrunddieserVorberatungdürftedieAusar-¬
beitungderVorlageerfolgenBeiBefolgungdieserGrundsätzewärefür

denPerdonalangalegenheitenselbstbemerktRedner,daßaufdiesemGebie-¬
derletztenSitzungHeerGR. Orelentwickelthabe,daßnämlichjedemeintediePolitikvollkommenausgemerztwerdenmüsse.LeiderhabedieOppo¬
eigenerGrundundHausgesichertwerdenmüsse.Esistselbstverständlich,SitionvielAnlaßzurKlage,siemüsseununterbrochenBeschwerdeführen,

semElendderBeamtenschaftwirklichzusteuern,diewürdenihreOhrenIhresFührers,Dr.OttoBauer,überdieBehandlungvonstarkenMinoritätenfürdieseForderungennichtverschließen.EswerdegewißeineZeitkom-huldigedieRathausmehrheitdembrutalenMajoritätsprinzip.Esunmoralisel
men,woeingroßerTeilderAnhängerschaftderheutigenGemeinderatsmehr-aufdereinenSeitealleRechtefürsichinAnspruchzunehmenundgleich¬
heit ,derenbloßeCtupiennichtmehrverfolgenwürdenundsichvondenzeitigaufderanderenSeitederMinderheitalleszuverweigernEswäre

HerrschgelüsteneinesAhasvernichtleiterleitenließen.DurchdieVer-höchsteZeit,daßdieMehrheitindiesemSaalevondemreinenMachtstand-¬

innenimeigenenHeimundkönntensichihrerFamiliewidmen(GelächterbeiManhörtjedoch,daßdieFertrauensmännerundBetriebsrätedieentscheider

Entschliessungs¬ihrePersönliche/FreiheitEinkleinerBeweissei diejüngstgetroffene
VerfügungderKrankenfürsorgeanstaltfürstädtischeBedienstete,wonach
denversichertenMitgliedernzwangsweisevorgeschriebenwird ,daßim

keineGeldleistungenmehrverabfolgtwerden,sondernlediglichdasBe¬

Truksystems!GR. Kunschak:DieRanaissancedes
GR. Doppler:Wirhabenalsoalle UrsachemitdergegenwärtigenVer¬

waltungunzufriedenzusein .EinMißstandeigenerArtseidasTragenvon
ParteiabichenimDienste .Esist unerträglich,daßin allenAemtern
dieBeamtenmitdemsozialdemokratischenParteiabzeichensitzen,viele
auchgeschmücktmitdemZeichendesFreidenkerbundes.DerBürgermeister
müssteenergischgegendiesenUnfugeinschreitenunddenBeamtensagen :
ImDiensteseidihrBeamte,sonstnichts.

GR.Binder(chr,soz. )führtaus,daßmanbeiKapitel1vergeblich
nachderFürsorge ,die die Gemeindefür ihre Angestelltenzuleisten
verpflichtetwäre,suche.DerfestgesetztePostenvon30MillionenKro¬
nenzurKreditgewährungandieBeamtenschaftseieinvielzugeringer
Betrag,alsdaßmanmitihmwirklicheineausreichendeUnterstützungs¬
aktionfürdieAngestelltenGewährleistankönne.WenndieVorschüsse
mitsohorrendenZinsen,wiesieverlangtwerden,innerhalbeinesJahres
rückzahlenmüsse ,dannkönnemandasschonkeineKreditaktion ,sondern
ehereineBedrückungderBeamtenschaftnennen.InfrüherenZeitenwäre
dasganzandersgewesen.DaseienvielhöhereBeträgealsVorschüsse

wärennichtineinemJahre ,sondernin24Monatsraten
rückzuzahlengewesen.EsscheinedieheutigeGemeindeverwaltungwolle
solcherArtneueKettenersinnen,mitdenendieBeamtenschaftandie
sozialdemokratischeParteiorganisationundInstitutiongefesseltwerden



4 .Bogensoll.UeberallseienEinflüssebemerkbar,diedaraufhinzielen,die
BeamtenschaftzumBeitrittindieZwangsorganisation, inden
einzelnenBetriebenundBüroszuzwingen.ZudiesemZweckehabemanein
ganzesSpitzelsystemimHausundsogaraufderStrassedurchgeführt,
umdieLeuteihrerfreienMeinungundihrerreligiösenchristlichenGe¬
sinnungzuberauben.FügesicheinmaleinAngestellterdemTerrornicht,
dannlaufeerGefahraufeinenPostenversetztzuwerden,derfürihn
einenschwørenmateriellenAbbruchbedeutet.BezüglichderAuszeichnun¬
genmögeernuraufdieTatsacheverweisen,daßvon492ausgezeichneten
LehrpersonennurachtChristlichsozialewaren.EsgibtnichtdasPrinzip
derLeistungundderTüchtigkeit,sonderndasderParteizugehörigkeit.
UeberalltreibedieRathausverwaltungParteilichkeitundPolitik ,Red-¬
nerglaubeaber,eswerdenichtmehrlangedauern,würdeauchdieBeam-¬
tenschaftdasaufihrlastendeschmählicheJochabschütteln.

GR. Orel(christls.)
EszeigtsichIhreWillkürherrschaftaufallenGebieten.Auszeich-¬

nungen,Wohnungszuweisungen,wieüberhauptdieganzeVerwaltungsind
IhrerWillkürherrschaftunterworfen.Wirhabenin derStadtverwaltung
garnichtszuredenundunterdenachtamtsführendenStadträtenist
keineinzigervonunsererPartei .SievertretengarnichtdieMehrheit
derBevölkerung,SiehabenindenBezirkenStimmfabrikenund
dieJudenheimatsberechtigtgemacht.DerBürgermeisterhatinseiner
AntrittsredezumAusdruckgebracht,daßersogargewilltist ,dasbis¬
herigeRegimeweiterbeizugehalten.DerRednerbesprichtnunausführ¬
lichdasEherechtunddieErteilungderEhedispensedurchdieWiener
Landesregierungundverweistdarauf ,daßin einemBerichtderArbeiter-¬
ZeitungübereinenEheprozeßderVerteidigerbemerkthat ,daßesim
Eherechteheutesoweitgekommenist ,daßniemandweiß,waseigentlich
richtigist .AndiesemZustandtrageIhreParteidie grössteSchuld ,die
auchdieEhezerstörenwillunddiedort ,woeinDrehin unseremRechte
möglichist ,ihnanwendet. Siegehensogarsoweit ,dassSierechtmäs¬
sige ,gesetzlicheEhefrauen,dieunschündig- alsoausdemVerschul¬
dendesMannes- vonihremMannegetrenntsind ,umihrePensionsan¬
sprüchebringen .SiehabenVerfügungenerlassenundzwarMassnahmen
fürdiestädtischenPensionsparteienunddannindenSatzungender
städtischenKrankenfürsorgeanstaltindenenSiefolgendeveffügen:
Währendfrüherimmerin allenderartigenPensionavorschriftenselbst-¬
verständlichbestimmtwar,dasswenneineFrauvonihremMannege¬
trenntwar ,geschiedenist ,abernichtausihremVerschulden,sondern
ausdemVerschuldendesMannes,dassdanndieserechtmässigeFrauund
nichtdieKonkubine,diederMannindieDispensehegenommenhat ,pen¬
sionsberechtigtist . SiehabendasannuliertunddierechtmässigeFrau
ihrerPensionsansprücheberaubt,indemSieverfügthaben,dassdann,wenn
dieserLumpvoneinemEhemann,eineDispenseheeingehtundSiebewilli -abzeichendurchBeamteimDiensteistgerechtfertigt.
gensieihm ,dieseFrauumihrenPensionsanspruchgebrachtwird .Das
heistgewaltsamdieRechtmässigkeituntergrabenunddieheiligenRech-¬
te ,diedurcheinEhebegründetwerden,mitFüssentreten !Auchausdiesem
GrundekönnenwirnichtfürdenGehaltdesBürgermeistersstimmen.(Bei-¬

fall ) .
StR.Speiser(Schlusswort):DerReferentkommtinseinemSchlußworte

kurzaufdievondenoppositionellenRednernvorgebrachtenEinwendungen
undBeschwerdenzusprechen.DievonGR.StögervorgeschlageneIdee„LandundHaus“müsseerleiderablehnen,weilernichtausführbareProjektenicht

verfolgenkönne ,sonderndaraufsehenmüsse ,daßdieAngestelltenzu-¬
nächstordentlicheGehaltebekommen.Neuerdingsseizubetonan,daßdie
behauptetenparteimässigenAuszeichnungennichtvorkommen,auchbeiden

LehrernnichtSolltewirklicheinegrößereAnzahlvongutqualifizierten
LehrernausdenKreisendesZentralvereinesstammen,sosei dasgewißnur
recht undbillig ,dennmandürfenicht vergessen ,daßdieseLehrerunter
demchristlichsozialenRegimeseitJahrendenschwerstenVerfolgungenaus-¬
gesetztwaren.EswärealsosichernichtsalseinAktausgleichenderGe-¬

rechtigkeit,wenndieSchulbehördebeisolchenLehrkräftendiemannig-¬
fachenZurücksetzungeninErwägunggezogenundsienunvorgeschlagenHat.
Ich werdeübrigensbei der SchulbehördeErkundigungeneinziehen .Bezüg¬

lichderBeschwerdenwegenderPensionierungenseidaraufzuverweisen,
daßmancheLehrkräfte ,die unter demfrüherenRegimezurückgesetztwor-¬
densind jetzt allerdings Berücksichtigunggefundenhaben ,Beispiels-¬
weisewarder LehrerJenny21JahieUnterlehrer ,währendandereunterder
christlichsozialenHerrschaftnurdreiJahreesgebliebensind .Undaus
diesemGrundewirdJenny ,der so spät Oberlehrergewordenist ,vielleicht
einigeJahrelängerimDienstebleiben .Dassei nurduréhausgerecht .
(BeifallbeiderMehrheit. )Ichglaube,daßdieDirektionenunddieAb-¬
teilungsleitersichmitihrenPersonalvertretungenbesprochenhabenund
daßdarausdieVorschlägehervorgegangensind .GR. Stögerhatauchvonder
Freimaurereiin FrankreichgesprochenundhiebeidieGeschichtevoneiner
Ohrfeigeerzählt .Ich hoffe ,daß er das nicht im Zusammenhangemitdem
gegenwärtigenReferentengesagthatundwillnurbemerken,daßicheiner
solchenOhrfeigemitdennötigenMittelnentgegentretenwürde.(Heiter
keitbeiderMehrheit.)CegendieVeröffentlichungderListenderAusge-¬
zeichnetenhabeichnichtseinzuwenden,nurbestehentechnischeSchwierig¬
keiten ,eskannaberjedermannindieListederAusgezeichnetenEinblick
nehmen.GR. Dopplerhat gewünscht,daßich ein Programmfür dieVerwal¬
tungsreformvorlege.ZuseinendiesbezüglichenBeschwerdenmöchteichbe¬
merken,daßGR. DopplerseinewertvolleMitarbeitimAusschussescheinbar
zusehrherabsetzt.Erhatja inintensiverWeiseandenBeratungenteil
genommen ,vielfach Anregungengegeben ,die auchberücksichtigtwurden.
DiewirklicheVerwaltungmüssenwirhierführen .WennwegenderEinfluß-¬
nahmeder Oppositionvergleichsweiseauf denBundhingewiesenwurde ,soka

kannichnursagen,daßdieserEinflußauchimGemeinderatenachdemKräf-¬
teverhältnisseder Parteiensich richteundzweifelloswachsenwird ,wenn
dieOppositionerstarkensollte .UebrigenshabedieOppositionhiereinen
stärkerenEinflußalsdrübenimNationalrat ,weilihrdurchdieMitarbeit
in denAusschüssenbedeutendeRechteeingeräumtunddurchvierMitglieder
imStadtsenateeinefortlaufendeKontrolleermöglichtist ,währendmir
nichts darüberbekanntist ,daß in der Bundesregierungvier unsererPar- ¬
teigenossenalsKontrollesitzen .WasdenVorwurfanbelangt,daßunsere
PersonalpolitikvoneinseitigenGesichtspunktenbeeinflusstwerde,habe
ichmirseitJahrenvergeblichdieMühegemacht,dieGrulalosigkeitsol-¬
cherBehauptungennachzuweisen.DieKritikwegendesTragensvonPartei-¬

MeineAusgührungenüberdieVerwaltungsreformhabenimallgemeinenkeineAblehnunggefunden.Was
aberdieAngestelltenanlangt ,werdensieselbstzuentscheidenhaben ,woeiner
siesichbesserfühlen,beiunsoderbei/anderenöffentlichenVerwaltung.

DerVoranschlagfürdieVerwaltungsgruppefürPersonalangelegenheiten
wirdsodanngegendieStimmenderChristlichsozialenangenommen,desglei-¬
cheneinZusatzantragdesReferentenaufEinsetzungderBeträge,die
sichausdererfolgtenGehaltsregulierungergeben.

BürgermeisterSeitzschliessthieraufum2 UhrdieSitzung ,die
um5Uhrfortgesetztwird.
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